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Wiederholungsfallbearbeitung im Öffentlichen Recht I 

Abgabetermin: 15. September 2025 

X ist vor zwölf Jahren in die Schweiz gezogen und besitzt mittlerweile die Niederlassungsbewilligung. 
Sie lebte zunächst in der Gemeinde A im Kanton C. Seit letztem Jahr führt sie in Form des 
Einzelunternehmens ihren eigenen Coiffeursalon und hat sich seither einen beträchtlichen 
Kundenstamm aufgebaut.  

Vor kurzem ist X in die Nachbargemeinde B im Kanton C umgezogen und führt ihr Geschäft nun dort 
weiter. Um neue Kundinnen und Kunden zu gewinnen und sich in der Gemeinde zu etablieren, plant X 
eine Werbeaktion. Sie möchte auf dem Jahrmarkt, der jeweils Ende Sommer während vier Tagen auf 
dem Dorfplatz stattfindet, kostenfreie Haarschnitte für die Gemeindebevölkerung anbieten. Von ihrer 
Freundin Y erfährt X, dass solche Vorhaben auf dem öffentlichen Grund bewilligungspflichtig sind. Y 
wohnt ebenfalls in der Gemeinde B und betreibt einen Kosmetiksalon. Ihr Angebot umfasst neben 
Gesichtsbehandlungen auch Haarentfernung sowie das Färben von Wimpern und Augenbrauen. Y 
meint, X brauche zwar eine Bewilligung, doch handle es sich dabei wohl nur um eine Formalie, zumal 
sie selbst für eigene Werbeaktionen (Aufmalen von Tiergesichtern für Kinder, Gesichtsmasken und 
Zupfen von Augenbrauen) auf dem Jahrmarkt seit Jahren ohne weiteres eine Erlaubnis erhalten habe. 

X ersucht am 12. Juni 2025 bei der Gemeinde B um Bewilligung der geplanten Werbeaktion. Als sie 
nach einigen Wochen noch keine Rückmeldung erhalten hat und der Jahrmarkt immer näher rückt, 
erkundigt sie sich bei der Gemeinde telefonisch über den Stand des Verfahrens. X erfährt von einem 
Mitarbeiter des Tiefbauamts, dass ihr Gesuch zwar eingegangen war, die Bearbeitung wohl aber 
aufgrund eines Personalwechsels untergegangen sei. Im Gespräch sichert der Mitarbeiter X jedoch zu, 
dass ihr Gesuch nun mit Priorität behandelt werde und es sich ohnehin nach einem unkomplizierten Fall 
anhöre, weshalb die Bewilligung vorprogrammiert sei.  

Erfreut über das Gespräch beginnt X, sich auf ihre Werbeaktion vorzubereiten. Sie kauft einen 
Unterstand und gibt den Druck von Werbeflyern sowie ein Inserat in der Lokalzeitung mit dem Titel 
„Frisch gestylt vom Jahrmarkt, gratis Frisuren für Gross und Klein“ in Auftrag, welches bereits zwei 
Tage später erscheint. Eine Woche nach dem Anruf erhält X den schriftlichen Bescheid der Gemeinde, 
dass ihr Gesuch abgelehnt wurde. Als Begründung wird angeführt, dass die örtlichen Verhältnisse auf 
dem Jahrmarkt jeweils nur einen Stand für Werbeaktionen von lokalen Geschäften aus der Schönheits- 
und Wellnessbranche zulassen würden und die Vorjahre gezeigt hätten, dass das Angebot von Y den 
Bedürfnissen des Publikums besser entspreche. Überdies gebe es bereits mehr als genug Coiffeursalons 
in der Gemeinde, weshalb kein Bedürfnis der Bevölkerung nach zusätzlichen gleichartigen Geschäften 
bestehe. X erfährt am selben Tag, dass das Gesuch von Y bewilligt wurde.  

 

Frage 1 (Gewichtung: 90%) 

Ist X durch die Ablehnung ihres Gesuches und das Vorgehen der Gemeinde in ihren Grundrechten 
verletzt? 

Hinweis zu Frage 1: Eine Verletzung von Art. 8 BV ist nicht zu prüfen. 
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Zur gleichen Zeit wird im Kantonsrat, dem Parlament des Kantons C, über den Umbau und die 
Erneuerung des neben dem Dorfplatz in der Gemeinde B gelegenen Schulhauses diskutiert. Der Umbau 
umfasst neben der Sanierung der Heizung sowie Malarbeiten auch eine Vergrösserung der 
Klassenzimmer im Inneren des Gebäudes.   

Der Kantonsrat nimmt einen Beschluss über die Bewilligung eines Objektkredits in Höhe von 
CHF 2'400'000 an. Der Ausgabenbeschluss wird nicht dem obligatorischen Referendum unterstellt.  

 

Frage 2 (Gewichtung: 10%)  
 
Wurde für diese Ausgabe zu Recht kein obligatorisches Referendum durchgeführt?  
 
 

Hinweis zu allen Fragen: Es sind alle einschlägigen Rechtsfragen zu erörtern, unabhängig davon, zu 
welchem Ergebnis Sie bei einzelnen Prüfschritten gelangen.  
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Auszug aus dem Planungs- und Baugesetz des Kantons C (PBG-C) 

Art. 210 Benutzung des öffentlichen Grundes und öffentlicher Sachen 

1 Für die Inanspruchnahme öffentlichen Grundes mit Einschluss des Erdreichs und der Luftsäule zu 
privaten Zwecken bedarf es je nach den Umständen einer Bewilligung oder Konzession. 

 [...] 

6 Für die Bewilligung des gesteigerten Gemeingebrauchs sind die Gemeinden zuständig.   

 

Auszug aus dem Veranstaltungsreglement der Gemeinde B (VR-B) [Erlass der Exekutive] 

Art. 16  Nutzung des öffentlichen Grundes 

1 Für die Nutzung des öffentlichen Grundes durch Verkaufsstände, Promotionsstände, Festwirtschaften 
und andere gewerbliche Aktivitäten ist eine Bewilligung erforderlich.  

2 Bei der Bewilligungserteilung werden die örtlichen Verhältnisse und der Schutz der Polizeigüter 
berücksichtigt. 

3 Die Bewilligung kann mit entsprechenden Bedingungen und Auflagen versehen werden.  

4 An Jahr- und Wochenmärkten auf dem Dorfplatz wird aus Platzgründen höchstens ein 
Promotionsstand pro Branche bewilligt.   

Art. 18  Zuständigkeit und Koordination 

Zuständig für die Bewilligungserteilung ist die Abteilungsleitung des Tiefbauamts. 
 
 

Auszug aus der Kantonsverfassung des Kantons C (KV-C) 
 
Art. 55  Volksabstimmung  
 
1 Beschlüsse des Kantonsrats, die neue einmalige Ausgaben von mehr als 2'000’000 Franken oder neue 
jährlich wiederkehrende Ausgaben von mehr als 200’000 Franken vorsehen, unterliegen der 
Volksabstimmung.  
  
[...]  
  
3 Beschlüsse über Ausgaben, die durch die Kantonsverfassung oder das Gesetz in Zweck und Umfang 
notwendig vorbestimmt sind, unterliegen nicht der Volksabstimmung.  
 
Art. 89  Schulen  
 
1 Kanton und Gemeinden führen öffentliche Kindergärten und Schulen.  
 
[...] 


